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Es war einmal ein Verteidigungsminister in Amerika, der wollte
im Jahr 2002 an einer Sicherheitskonferenz in München teilneh-
men. Jedoch hinderte ihn eine Anzeige wegen Kriegsverbrechen
daran. Diese Anzeige, die sich außerdem gegen den Ex-CIA-Chef
George Tenet und weitere hohe Vertreter der amerikanischen Re-
gierung, Armee und Geheimdienste richtete, kam aus dem Ber-
liner Anwaltsbüro Kaleck, das im Auftrag der amerikanischen
Menschenrechtsorganisation Center for Constitutional Rights
(CCR) handelte. Das CCR war von vier Irakern mandatiert wor-
den, die nach dem Irakkrieg im Gefängnis Abu Ghuraib von ame-
rikanischen Sicherheitskräften gefoltert worden waren. Die Straf-
anzeige richtete sich gegen diejenigen, bei denen die U.S.-ameri-
kanische Strafverfolgung aufgehört hatte: Die nämlich, die an der
Spitze der Befehlskette standen und Folter legitimierten. 

Dass gegen einen Ex-U.S.-Verteidigungsminister in Deutsch-
land überhaupt Anzeige erstattet werden kann, ist dem 2002 ein-
geführten Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) zu verdanken. Demzu-
folge kann bei Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit Anzeige erstattet werden, auch wenn weder Täter
noch Opfer Deutsche sind und der Tatort nicht in Deutschland
liegt. 

Die Bundesanwaltschaft lehnte damals jedoch die Einleitung
eines Ermittlungsverfahrens ab, auf eine fundierte Begründung
wurde verzichtet. Einzig, dass das Weltrechtsprinzip keine gene-
relle Strafverfolgung legitimiere und daher in erster Linie die
amerikanische Justiz zuständig sei, fand Erwähnung. 

Die Anzeigenerstatter wollten dies nicht hinnehmen und leg-
ten Rechtsmittel ein. Auch der Republikanische Anwältinnen-
und Anwälteverein (RAV) erklärte in einer Pressemitteilung, dass
diese Entscheidung nicht hingenommen werden könne. Hier
beuge sich das Recht der Macht; die Rechte der Gefolterten blie-
ben auf der Strecke. 

Im Jahr 2007 wurde neu entschieden - mit dem gleichen Er-
gebnis. Die Bundesanwaltschaft sieht sich fortwährend nicht in
der Pflicht, ein Ermittlungsverfahren gegen Rumsfeld & Co. ein-
zuleiten. Generalbundesanwältin Angelika Harms entschied, dass
für ein Tätigwerden deutscher Ermittlungsbehörden kein Raum
und die deutsche Justiz für die Verfolgung von Völkerrechtsver-
brechen nicht zuständig sei. Zwar hat das Völkerrecht auch in sei-
ner nationalen Umsetzung in den letzten Jahren eine enorme Ent-
wicklung vollzogen und in vielen Präzedenzfällen ein Zeichen ge-
setzt. Was jedoch diesen Fall betrifft, kann man sich nur der Aus-
sage des RAV anschließen: Das Recht beugt sich aufgrund
politischer Interessen der Macht.

Ulrike Bujak, Hamburg
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Die Länder Sachsen, NRW und Baden-Württemberg wollen das
Bachelor/Master-System (Ba/Ma) nun auch für die juristische
Ausbildung einführen. Der Bologna-Prozess wäre damit an den
rechtswissenschaftlichen Fakultäten angekommen. 

Eine bessere Vergleichbarkeit der Studienabschlüsse inner-
halb Europas aber für ein Fach zu fordern, dessen Aufgabe es in
erster Linie ist, den Studierenden das nationale Rechtssystem zu
erläutern, scheint wenig sinnvoll. Innereuropäische Mobilität ist
hier schlichtweg unnötig. Zudem würde die Homogenität inner-
halb Deutschlands leiden. Verantwortlich für die Prüfungen
wären nach dem neuen System ausschließlich die Universitäten,
nach dem Stuttgarter Entwurf sollen die Länder lediglich betei-
ligt werden. Eine Umstellung auf Ba/Ma ist zudem mitnichten
zwingend. Bologna ist lediglich eine Absichtserklärung. Sie hat
keinerlei rechtsverbindlichen Charakter und die einzelnen Mit-
gliedstaaten entscheiden über das "Ob" und "Wie" der Umset-
zung selbst. Die jetzt vorgeschlagenen Modelle sehen vor, dass
nach einer dreijährigen Grundausbildung mit dem Bachelor ein

berufsqualifizierender Abschluss erlangt werden kann. In welchen
Bereichen dieser "vielseitig einsetzbare" Jurist (Frau Müller-Pie-
penkötter) jedoch tätig werden werden soll, ist unklar. Dass er
kein Anwalt sein kann, darüber ist man sich einig. Für juristische
Hilfsarbeiten aber, etwa in Wirtschaft oder Verwaltung, ist der
Bedarf durch schon eingeführte Bachelorstudiengänge oder Fach-
hochschulausbildungen gedeckt. 

Dass diese "Juristen zweiter Klasse" aber trotzdem auf den Ar-
beitsmarkt geworfen werden, dafür sorgt eine Beschränkung der
Durchgangszahlen zum Master. Der gerade erst eingeführte
Schwerpunktbereich fällt weg und nach dem "Stuttgarter Re-
formmodell" soll eine einjährige Praxisphase bereits hier abgelei-
stet werden. Dadurch wird das Studium unwissenschaftlicher
und eine wenig wünschenswerte Reduktion des Stoffes wird un-
umgänglich.Nach dem Entwurf sind für einen Master-Abschluss
5 Jahre angesetzt. Die Regelstudienzeit bis zum ersten Staatsex-
amen beträgt derzeit aber 9 Semester. Das Studium würde sich
somit verlängern.

Ob es anschließend eine staatliche Referendarsausbildung
(NRW) oder einen beruflichen Vorbereitungsdienst (Sachsen/
BW) geben soll, darüber ist man sich nicht einig. Überhaupt
haben die Länder keine Entscheidungsbefugnis: Die Berufszulas-
sung im Bereich der Rechtspflege ist durch Bundesgesetz geregelt.
Und in der Koalitionsvereinbarung von 2005 haben die Regie-
rungsparteien die Ausdehnung des Bologna-Prozesses auf die ju-
ristische Ausbildung erst einmal ausgeschlossen.

Henrike Hepprich, Freiburg
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